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Antrag
des Abg. Daniel Lindenschmid u. a. AfD

und

Stellungnahme

des Ministeriums des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen

Verherrlichung des Terrors der Hamas — wie konsequent
greift die Politik jenseits der Worte tatsichlich durch?

Antrag

Der Landtag wolle beschlief3en,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. iiber welche Erkenntnisse sie iiber Aktivititen der Organisation ,,Samidoun
insbesondere hinsichtlich Zahl und Zusammensetzung der Mitglieder/Aktivis-
ten, der Aktivititen, der in- und ausldndischen Kooperationspartner sowie der
Finanzierung in Baden-Wiirttemberg verfiigt;

2. iiber welche Erkenntnisse sie liber Kooperationen pro-paléstinensischer ausldn-
discher Gruppierungen mit der Antifa, der sog. Migrantifa oder anderen linken
Gruppen verfligt;

3. inwiefern sie beabsichtigt und welche Maflnahmen sie ergriffen hat, um
Auslénder, die seit dem 7. Oktober 2023 mit dem Terror der Hamas billi-
genden, antisemitischen 6ffentlichen Meinungsbekundungen in Erscheinung
getreten sind, auszuweisen oder abzuschieben, soweit das Aufenthaltsgesetz
(AufenthG) hierfiir eine Grundlage bietet;

4. ob, wann und welche Weisungen die zentrale Abschiebebehdrde bisher erhal-
ten hat, solche Félle mit Prioritit zu behandeln;

5. ob, wann und welche Weisungen die Sonderstébe ,,Gefdhrliche Auslander™ bis-
her erhalten haben, solche Fille in ihre Bearbeitung mit aufzunehmen;

6. welche Mafinahmen sie ergriffen hat, oder ob sie keine ergriffen hat, um zu ver-
hindern, dass Ausldnder, welche seit dem 7. Oktober 2023 mit dem Terror der
Hamas billigenden, antisemitischen o6ffentlichen Meinungsbekundungen und
Zusammenkiinften in Erscheinung getreten sind, zu einem spéteren Zeitpunkt
die deutsche Staatsangehorigkeit erlangen;

Eingegangen: 13.10.2023 / Ausgegeben: 16.11.2023 1

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente net mit dem Umweltzeichen ,, Der Blaue Engel .



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 /5567

7. welche Erkenntnisse die mit dem Kampf gegen den ,,Hass im Netz* befassten
Behorden sowie deren zivilgesellschaftliche Kooperationspartner iiber Aus-
maf} und Entwicklung von antisemitischen Aktivitdten in den sozialen Medien
seit dem 7. Oktober 2023 haben;

8. Bezug nehmend auf Ziffer 10, wie viele Ermittlungsverfahren wegen straf-
barer, Terror und Gewalt billigender und/oder antisemitischer Meinungsbe-
kundungen im Internet von den Behorden seit dem 7. Oktober 2023 eingelei-
tet wurden;

9. ob Hakenkreuzschmierereien und @hnliche Propagandadelikte, die nach Ver-
sammlungen pro-paldstinensischer Veranstalter aufgefunden und beanzeigt
werden, oder das Verwenden verfassungswidriger Symbole wie das Zeigen
des ,,Hitler-Grules” (ohne dass der Téter habhaft gemacht werden kann, oder
auch, wenn er habhaft gemacht werden kann) in die PMK-rechts einflie3en;

10. inwiefern sich das Land auf eine Aufnahme von Kriegsfliichtlingen und Asyl-
bewerbern aus dem Gaza-Streifen einstellt, insbesondere wie die Landesre-
gierung sicherstellt, dass es sich dabei nicht um fllichtige Hamas-Anhénger,
Hamas-Kampfer oder Beteiligte an den Massakern in israelischen Siedlungen
handelt;

11. welche MaBnahmen sie ganz konkret zu ergreifen gedenkt, um ,,solche Paral-
lelgesellschaften®, wie sie Herr Manuel Hagel MdL in der Parlamentsdebatte
am 11. Oktober 2023 erwéhnt hat, nicht linger zu dulden;

12. ob und aufgrund welcher Tatsachen sie der Meinung ist — ggf. warum nicht —,
dass in den vergangenen Jahren vor Parallelgesellschaften dieser Art gewarnt
und ein Vorgehen gegen diese gefordert wurde;

13. wenn Ziffer 12 bejaht wird, von wem ggf. gewarnt worden ist.

12.10.2023

Lindenschmid, GoBner, Klau$3, Rupp, Dr. Balzer AfD

Begriindung

Ministerpriasident Kretschmann &uflerte zu Beginn der Debatte bei der Parla-
mentssitzung am 11. Oktober 2023: ,,Wer auf deutschen Straen oder im Internet
die Morde an Jiidinnen und Juden feiert, der muss strafrechtlich und womdglich
auch aufenthaltsrechtlich sanktioniert werden®. Es miissten alle rechtlichen Mog-
lichkeiten ausgeschopft werden, um antisemitische Parolen und Unterstiitzungs-
bekundungen fiir die jiingsten Taten der Hamas auf den Straflen zu unterbinden.

Manuel Hagel, als Chef der CDU-Fraktion Mitglied der Regierungspartei: ,,Diese
Menschen haben in unserem Land nichts verloren. Daneben schilderte er, wie
bei der Solidarititskundgebung fiir Israel in Stuttgart am Montagabend, 9. Ok-
tober 2023, junge Ménner von der Pro-Paldstina-Demo kommend ,,Tod Israels®
riefen und beklagte, ,,wir” (wobei er wohl seine Regierung meinen diirfte) ,,hitten
diese Parallelgesellschaften viel zu lange geduldet*.

Es ist an der Zeit, diese Worte an den Taten zu messen.
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Stellungnahme

Mit Schreiben vom 7. November 2023 Nr. IM3-0141.5-350/118 nimmt das Mi-
nisterium des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen im Einvernehmen mit
dem Ministerium fiir Kultus, Jugend und Sport, dem Ministerium fiir Soziales,
Gesundheit und Integration sowie dem Ministerium der Justiz und fiir Migration
zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschliefsen,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. tiber welche Erkenntnisse sie iiber Aktivititen der Organisation ,,Samidoun
insbesondere hinsichtlich Zahl und Zusammensetzung der Mitglieder/Aktivis-
ten, der Aktivitdten, der in- und auslindischen Kooperationspartner sowie der
Finanzierung in Baden-Wiirttemberg verfiigt,

Zu l.:

Die Organisation ,,Samidoun‘ bezeichnet sich als ,,Solidaritdtsnetzwerk fiir palés-
tinensische Gefangene* und konzentriert sich auf die Forderung nach Freilassung
von Paldstinensern, die aufgrund von Verbindungen zum Terrorismus und insbe-
sondere zur ,,Popular Front for the Liberation of Palestine* (PFLP) in Haft sind.
Anhidnger von ,,Samidoun negieren das Existenzrecht Israels und propagieren
die Errichtung eines eigenen Staates Paldstina, dessen Staatsgebiet das Gebiet
zwischen dem Fluss Jordan und dem Mittelmeer und damit auch das Hoheits-
gebiet des Staates Israel umfassen soll. Dem Landesamt fiir Verfassungsschutz
Baden-Wiirttemberg (LfV) liegen keine Erkenntnisse {iber Strukturen oder Akti-
vitdten der Organisation in Baden-Wiirttemberg vor.

Erkenntnisse fiir eine unmittelbare Betitigung von ,,Samidoun“ in Baden-Wiirt-
temberg liegen auch der Polizei Baden-Wiirttemberg nicht vor. Gleichwohl ging
am 21. November 2022 unter anderem beim Landeskriminalamt Baden-Wiirttem-
berg (LKA) ein Hinweis zur Organisation ,,Samidoun“ und einer Veranstaltung
des ,,Paléstinakomittee Stuttgart™ ein. Aktuell werden auf dem Instagram-Account
»samidoun_deutschland* Ubersichten zu bundesweiten Versammlungen im Zu-
sammenhang mit dem Nahost-Konflikt aufgelistet. Unter anderem waren hier an-
gemeldete Versammlungen in Stuttgart, Karlsruhe und Mannheim genannt.

2. iiber welche Erkenntnisse sie iiber Kooperationen pro-paldstinensischer aus-
lindischer Gruppierungen mit der Antifa, der sog. Migrantifa oder anderen
linken Gruppen verfiigt;

Zu2.:

Dem LfV liegen aktuell Erkenntnisse {iber eine anlassbezogene Zusammenarbeit
zwischen der Gruppierung ,,Paldstina-Komitee* (PaKo) Stuttgart und der gewalt-
orientierten linksextremistischen Gruppe ,,Offenes Treffen gegen Krieg und Mi-
litarisierung™ (OTKM) Stuttgart in Bezug auf die Durchfithrung von zwei pro-
paléstinensischen Demonstrationen in Stuttgart vor. Hierbei trat das OTKM als
Mitveranstalter bei der Kundgebung ,,Stoppt den israelischen Krieg gegen die
Paléstinenser:innen! Keine zweite Nakba 48!“ am 9. Oktober 2023 in Stuttgart,
beziehungsweise als Unterstiitzer bei der Demonstration ,,Stoppt den Genozid in
Gaza!“ am 21. Oktober 2023 in Stuttgart auf.

Der Polizei Baden-Wiirttemberg liegen dariiber hinaus keine Erkenntnisse im
Sinne der Fragestellung vor.
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3. inwiefern sie beabsichtigt und welche Mafinahmen sie ergriffen hat, um Aus-
linder, die seit dem 7. Oktober 2023 mit dem Terror der Hamas billigenden,
antisemitischen dffentlichen Meinungsbekundungen in Erscheinung getreten
sind, auszuweisen oder abzuschieben, soweit das Aufenthaltsgesetz (AufenthG)
hierfiir eine Grundlage bietet;

4. ob, wann und welche Weisungen die zentrale Abschiebebehorde bisher erhalten
hat, solche Fille mit Prioritdt zu behandeln;

5. ob, wann und welche Weisungen die Sonderstdibe ,, Gefdhrliche Auslinder “ bis-
her erhalten haben, solche Fille in ihre Bearbeitung mit aufzunehmen,

Zu 3. bis 5.

Zu den Ziffern 3 bis 5 wird aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.

Grundvoraussetzung fiir die Priifung und Ergreifung ausldnderrechtlicher MaB-
nahmen ist zunichst, dass den Ausldnderbehorden von den Sicherheitsbehdrden
zur Kenntnis gebracht wird, dass sich eine Person an den Terror der Hamas billi-
genden, antisemitischen 6ffentlichen Meinungsbekundungen beteiligt hat.

Sofern nach den vorliegenden Erkenntnissen aufgrund des Verhaltens einer Per-
son ein Ausweisungsinteresse vorliegt, ist eine Ausweisung gemaf §§ 53 ff. Auf-
enthaltsgesetz (AufenthG) grundsétzlich moglich, wobei hierfiir unter anderem
auch entscheidend ist, welchen Aufenthaltsstatus die betreffende Person hat und
ob und mit welchem Gewicht Bleibeinteressen bestehen. Die Ausldnderbehdrden
werden jeweils im Einzelfall unter Abwégung der Ausweisungs- und Bleibein-
teressen priifen, ob die Voraussetzungen fiir eine Ausweisung gegeben sind und
ein etwaiges Aufenthaltsrecht entzogen sowie ein Wiedereinreiseverbot statuiert
werden kann. Bei Vorliegen der Voraussetzungen werden die Ausldnderbehdrden
entsprechende Ausweisungsverfiigungen erlassen.

Die Abschiebung ist der Vollzug einer bestehenden Ausreisepflicht durch die
Auslinderbehdrde. Grundsitzlich gilt, dass wenn Ausldnder vollziehbar aus-
reisepflichtig sind, sie nicht innerhalb einer gesetzten Frist freiwillig ausreisen und
keine Abschiebungshindernisse vorliegen, die Aufenthaltsbeendigung zwangs-
weise durchzufiihren ist. Das Regierungsprasidium Karlsruhe als landesweit fiir
Abschiebungen zustindige Ausldnderbehdrde fiihrt vollziehbar ausreisepflichtige
Auslinder, die ihrer gesetzlichen Pflicht zur Ausreise nicht nachkommen, daher
konsequent in ihre Herkunftsstaaten zuriick, soweit die rechtlichen und tatséch-
lichen Voraussetzungen hierfilir vorliegen. Weisungen existieren nicht und sind
fiir eine konsequente Durchsetzung der Ausreisepflicht auch nicht erforderlich.

Der Sonderstab Gefahrliche Ausldnder im Ministerium der Justiz und fiir Mi-
gration Baden-Wiirttemberg und die Regionalen Sonderstibe Gefédhrliche Aus-
lander bei den Regierungsprésidien betreiben bei Ausldndern, welche die innere
Sicherheit gefdahrden sowie bei ausldndischen Mehrfach- und Intensivtitern ein
Fallmanagement, indem die erforderlichen MaBnahmen fiir die Schaffung der
Voraussetzungen zur Aufenthaltsbeendigung initiiert und koordiniert werden. Die
Aufnahme von Personen in das Fallmanagement der Sonderstébe unterliegt fest-
gelegten Kriterien und Meldewegen, die auch im Fall von Personen gelten, die
sich nachweislich an den Terror der Hamas billigenden, antisemitischen dffent-
lichen Meinungsbekundungen beteiligt haben.
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6. welche Mafsnahmen sie ergriffen hat, oder ob sie keine ergriffen hat, um zu ver-
hindern, dass Auslinder, welche seit dem 7. Oktober 2023 mit dem Terror der
Hamas billigenden, antisemitischen dffentlichen Meinungsbekundungen und
Zusammenkiinften in Erscheinung getreten sind, zu einem spdteren Zeitpunkt
die deutsche Staatsangehorigkeit erlangen;

Zu6.:

Bereits mit dem Vierten Gesetz zur Anderung des Staatsangehdrigkeitsgesetzes
im Jahr 2021 wurde eine Regelung eingefiihrt, dass Verurteilungen wegen antise-
mitischer, rassistischer, fremdenfeindlicher oder sonstiger menschenverachtender
Straftaten auch unterhalb der Bagatellgrenze — das heilt Tagessitze unter 90 Euro
und Freiheitsstrafe unter drei Monaten, die zur Bewdhrung ausgesetzt worden
ist — einer Einbiirgerung generell entgegenstehen. Neben dieser Anderung wurde
auch das Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung und die
Loyalitétserkldrung in den Vorldufigen Anwendungshinweisen zum Staatsange-
horigkeitsgesetz (VAH-StAG) im Hinblick auf antisemitische, rassistische, frem-
denfeindliche oder sonstige menschenverachtende Handlungen ergénzt. Mit der
Ergénzung wird den einzubiirgernden Personen verdeutlicht, dass derartige Hand-
lungen einer Einbiirgerung entgegenstehen. Von einzubiirgernden Personen wird
seither verlangt, dass sie mit der Abgabe des Bekenntnisses zur freiheitlichen
demokratischen Grundordnung, die eine gesetzliche Einbiirgerungsvoraussetzung
ist, auch anerkennen, dass antisemitische, rassistische, fremdenfeindliche oder
sonstige menschenverachtende Handlungen mit der vom Grundgesetz garantier-
ten Wiirde und Gleichheit aller Menschen unvereinbar sind und dem Bekenntnis
entgegenstehen. Dementsprechend werden sie auch aufgefordert zu erkldren, dass
sie keine Bestrebungen verfolgen oder unterstiitzen oder verfolgt oder unterstiitzt
haben, die derartige Handlungen zum Ziel haben, oder im Rahmen der Variante
erkldren, dass sie sich von der fritheren Verfolgung oder Unterstiitzung solcher
Bestrebungen abgewandt haben. Dadurch sollen Einbiirgerungen im Falle solcher
Handlungen méglichst von vornherein verhindert werden.

Soweit Auslédnder im Zusammenhang mit dem Terror der Hamas seit dem 7. Ok-
tober 2023 in Erscheinung treten, kann deren Einbiirgerung zu einem spéteren
Zeitpunkt abgelehnt werden, soweit entsprechende polizeiliche oder verfassungs-
schutzrechtliche Erkenntnisse oder strafrechtliche Verurteilungen vorliegen.

Werden entsprechende strafrechtlich relevante Sachverhalte zur Anzeige ge-
bracht, konnen neben den herkdmmlichen Wegen der Anzeigeerstattung — bei
einer Polizeidienststelle oder iiber die Internetwache — in Baden-Wiirttemberg
auch anonyme Hinweisen zu Straftaten und Personen abgegeben werden. Hierzu
betreibt das LKA ein webbasiertes anonymes Hinweisgebersystem. Das Business
Keeper Monitoring System (BKMS®) ermdglicht allen Biirgerinnen und Biir-
gern, jederzeit und unter dem Schutz der Anonymitit, Hinweise zu Straftaten
und Personen abzugeben. Das BKMS umfasst die Bereiche Korruption und Wirt-
schaftskriminalitdt, Rechtsextremismus, Islamistischer Extremismus/Terrorismus
und seit Juni 2020 auch die Bereiche Antisemitismus und Linksextremismus.

Zur Gewihrleistung einer konsequenten Strafverfolgung und zur Bekdmpfung der
Politisch motivierten Kriminalitit arbeitet die Polizei Baden-Wiirttemberg in ei-
ner zweistufigen Struktur. Sowohl beim LKA als auch bei den regionalen Polizei-
prasidien werden politisch motivierte Straftaten von speziell geschulten Ermitt-
lerinnen und Ermittlern bearbeitet. Das LKA und die regionalen Polizeiprisidien
arbeiten dabei Hand in Hand.

Festgestellte Straftaten werden von der Polizei Baden-Wiirttemberg der zustdndi-
gen Staatsanwaltschaft und — sofern einschligig — grundsétzlich der zustéindigen
Auslianderbehdrde mitgeteilt.
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7. welche Erkenntnisse die mit dem Kampf gegen den ,,Hass im Netz* befassten
Behorden sowie deren zivilgesellschaftliche Kooperationspartner tiber Ausmaf;
und Entwicklung von antisemitischen Aktivititen in den sozialen Medien seit
dem 7. Oktober 2023 haben;

Zu7.:

Antisemitismus ist ein verbindendes Briickenelement zwischen verschiedenen
extremistischen Phdnomenbereichen. Antisemitische Narrative von Extremisten
sind in den sozialen Medien kontinuierlich zu finden. Seit dem 7. Oktober 2023
ist eine Zunahme antisemitischer AuBerungen in den sozialen Medien zu beob-
achten. Eine konkrete Bezifferung ist dem LfV angesichts der Vielzahl an Kani-
len und Aktivititen und der dynamischen Lage jedoch nicht moglich.

Die im Zuge der Einrichtung des Kabinettsausschusses ,,Entschlossen gegen Hass
und Hetze* beim LKA angesiedelte Task Force gegen Hass und Hetze stellt den
Biirgerinnen und Biirgern Informationen und Unterstiitzungshilfen iiber Melde-
stellen, Priaventionsangebote und zum Opferschutz, auch im Kontext antisemiti-
scher Straftaten, zur Verfiigung.

Die Task Force arbeitet sowohl mit staatlichen als auch zivilgesellschaftlichen
Kooperationspartnern zusammen. Beispiele hierfiir sind die Beratungsstelle
OFEK und die Meldestelle ,,Antisemitismus — Vor Ort und im Netz*. Aus der ge-
meinsamen Zusammenarbeit und dem Erfahrungsaustausch wird seitens der Ko-
operationspartner ein Anstieg an antisemitischen Aktivititen bestétigt. Eine statis-
tische Datenerfassung erfolgt durch die Task Force allerdings nicht.

Der gemeinniitzige Verein OFEK e. V. setzt sich fiir die Belange Betroffener von
antisemitischer Gewalt ein. Nach deren Wahrnehmung verzeichnet OFEK e. V. ak-
tuell so viele Unterstiitzungsanfragen wie noch nie zuvor. Die Verantwortlichen
gehen von einer 10-fachen Steigerung aus. Demnach herrscht innerhalb der jiidi-
schen Gemeinschaft in Baden-Wiirttemberg eine groe Verunsicherung und Ver-
dngstigung als Folge der Geschehnisse in Israel und der Gewaltaufrufe von palés-
tinensischen Unterstiitzenden in Deutschland.

Die Meldestelle ,,Antisemitismus — Vor Ort und im Netz“ im Demokratiezentrum
Baden-Wiirttemberg verzeichnet seit Bekanntwerden der aktuellen Geschehnisse
in Israel einen deutlichen Anstieg der Meldungen iiber antisemitische Vorfille.
Die bei der Meldestelle ,,Antisemitismus — Vor Ort und im Netz* eingehenden
Meldungen umfassen sowohl Meldungen von Vorfillen vor Ort als auch im Inter-
net und enthalten dabei auch Meldungen von antisemitischen Aktivititen in den
sozialen Medien.

Seit dem 7. Oktober 2023 wurden der Meldestelle ,,Antisemitismus — Vor Ort und
im Netz“ 403 antisemitische Vorfille gemeldet (Stand der Auswertung: 29. Okto-
ber 2023). Zum Vergleich: Im September 2023 wurden 150 Vorfille gemeldet, im
August 174 Vorfille. Insgesamt verzeichneten die Meldestelle ,,Antisemitismus —
Vor Ort und im Netz“ sowie die Meldestelle ,,REspect! — Gegen Hetze im Netz*,
der ebenfalls antisemitische Vorfille gemeldet werden, seit Jahresbeginn bis
30. September 2023 1 597 Meldungen.

Die Meldestelle ,,Antisemitismus — Vor Ort und im Netz* sowie die Meldestelle
»REspect! — Gegen Hetze im Netz* priifen eingehende Meldungen nach straf-
rechtlicher Relevanz, unterstiitzen die meldenden Personen und veranlassen ggf.
die Weitergabe und Anzeige gegeniiber den staatlichen Stellen sowie den Platt-
formbetreibern im Internet. Die Meldestellen sind Angebote der Jugendstiftung
Baden-Wiirttemberg und bestehen im Rahmen des Demokratiezentrums Baden-
Wiirttemberg mit Forderung durch das Bundesprogramm ,,Demokratie leben!*
und das Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Integration.

Ein weiterer Beratungsbedarf ldsst sich aus dem Angebot des Zentrums fiir Schul-
qualitdt und Lehrerbildung in Baden-Wiirttemberg (ZSL) herleiten. Das ZSL
bietet iiber Online-Konferenzen eine fachliche Einordnung der Geschehnisse
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im Nahen Osten und eine Online-Sprechstunde fiir Lehrkréfte aller Facher und
Schularten an.

Auch der Beauftragte der Landesregierung gegen Antisemitismus, Dr. Michael
Blume, berichtet im gemeinsamen Austausch {iber einen gestiegenen Sensibili-
sierungs- und Unterstiitzungsbedarf und nimmt neben konkreten antisemitischen
Vorfillen die Sorgen jiidischer Menschen wabhr.

Die statistische Erfassung Politisch motivierter Kriminalitdt (PMK) erfolgt auf
der Grundlage des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes Politisch motivierte
Kriminalitdt (KPMD-PMK). Mit Beschluss der Stidndigen Konferenz der Innen-
minister und -senatoren der Ladnder vom 10. Mai 2001 sind riickwirkend zum
1. Januar 2001 mit dem ,,Definitionssystem Politisch motivierte Kriminalitit* und
den ,,Richtlinien fiir den Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Fillen Politisch
motivierter Kriminalitit” die bundesweit einheitlich geltenden Kriterien zur De-
finition und Erfassung politisch motivierter Straftaten in Kraft gesetzt worden.
Diese beinhalten u. a. bundeseinheitlich vereinbarte Katalogwerte (Themenfelder,
Angriffsziele und Tatmittel), welche statistisch auswertbar sind.

Der Begriff ,,antisemitischen Aktivititen in den Sozialen Medien® stellt keine ei-
genstidndige und auswertbare Entitdt des KPMD-PMK dar. Antisemitische Straf-
taten konnen unter dem Unterthemenfeld ,,Antisemitisch® und in den sozialen
Medien begangene Straftaten unter dem Tatmittel ,,Internet” erfasst werden.

Auswertungen des KPMD-PMK zu eng umgrenzten Zeitrdumen, wie hier ab dem
7. Oktober 2023, unterliegen jedoch erheblichen Verzerrungsfaktoren, da die zu-
grunde liegenden Straftaten regelméfig noch Gegenstand laufender Ermittlungen
sind und einzelne Straftaten im KPMD-PMK noch nicht erfasst sind. Eine be-
lastbare Auswertung des KPMD-PMK im Sinne der Fragestellung ist daher nicht
moglich.

8. Bezug nehmend auf Ziffer 10, wie viele Ermittlungsverfahren wegen strafbarer,
Terror und Gewalt billigender und/oder antisemitischer Meinungsbekundungen
im Internet von den Behdrden seit dem 7. Oktober 2023 eingeleitet wurden;

Zu 8.:

Beziiglich der Erfassungskriterien und Auswertemdglichkeiten der Politisch moti-
vierten Kriminalitdt wird auf die Stellungnahme zu Ziffer 7 verwiesen.

Der Begriff ,,Terror und Gewalt billigender und/oder antisemitischer Meinungs-
bekundungen® stellt im Ubrigen keine eigenstindige und auswertbare Entitiit des
KPMD-PMK dar. Antisemitische Straftaten konnen unter dem Unterthemenfeld
»Antisemitisch® und mittels Internet begangene Straftaten unter dem Tatmittel
Internet erfasst werden.

Strafrechtliche Verstoe priifen die Polizeidienststellen unter Ausschopfung aller
rechtsstaatlichen Mittel und unter Einbindung der zustidndigen Staatsanwaltschaft.

9. ob Hakenkreuzschmierereien und dhnliche Propagandadelikte, die nach Ver-
sammlungen pro-paldistinensischer Veranstalter aufgefunden und beanzeigt
werden, oder das Verwenden verfassungswidriger Symbole wie das Zeigen des
,, Hitler-Grufles “ (ohne dass der Tdter habhaft gemacht werden kann, oder
auch, wenn er habhaft gemacht werden kann) in die PMK-rechts einflieflen;

Zu9.:

Beziiglich der Erfassungskriterien der Politisch motivierten Kriminalitdt wird auf
die Stellungnahme zu Ziffer 7 verwiesen.

Die bundeseinheitliche ,,Ausfiillanleitung zur Kriminaltaktischen Anfrage in Fél-
len Politisch motivierter Kriminalitdt (KTA-PMK)“ enthélt fiir die Zuordnung
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von Propagandadelikten bzw. fremdenfeindlichen und/oder antisemitischen Straf-
taten zu einem Phinomenbereich folgende Hinweise:

1. Von Unbekannt veriibte rechte Propagandadelikte, insbesondere die Verbrei-
tung und Verwendung verbotener nationalsozialistischer Symbole, wie z. B.
Hakenkreuze und SS-Runen, sind dem Phidnomenbereich PMK -rechts- zuzu-
ordnen, wenn keine gegenteiligen Tatsachen zur Tatermotivation vorliegen.

2. Fremdenfeindliche sowie antisemitische Straftaten sind dem Phdnomenbereich
PMK -rechts- zuzuordnen, wenn sich aus den Umstédnden der Tat und/oder der
Einstellung des Titers keine gegenteiligen Anhaltspunkte zur Tatermotivation
ergeben. Diese Anhaltspunkte konnen sich beispielsweise aus Tédtermerkmalen
(insbesondere dufleres Erscheinungsbild), verwendeter Sprache/verwendeten
Symbolen sowie dem Zeitgeschehen (aktuelle politische/gesellschaftliche Er-
eignisse) ergeben.

Abweichend von der bundesweiten Regelung zur oben genannten Nummer 2 hat
das Ministerium des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen Baden-Wiirt-
temberg das LKA im Juni 2019 angewiesen, die Erfassung aller antisemitischen
und fremdenfeindlichen Straftaten, bei denen keine Hinweise auf die Tdtermo-
tivation vorliegen, unter dem Phdnomenbereich der PMK -nicht zuzuordnen- zu
gewihrleisten. Der Phidnomenbereich der PMK -nicht zuzuordnen- wurde zum
1. Januar 2023 in den inhaltsgleichen Phinomenbereich der PMK -sonstige Zu-
ordnung- umbenannt.

Die sachgerechte Zuordnung einer politisch motivierten Straftat zu einem Pha-
nomenbereich ist nur im Rahmen einer Betrachtung der konkreten Umsténde
des Einzelfalls moglich. Ausgehend von den Umstdnden der Tat wird diese nach
dem Definitionssystem zunéchst einem Themenfeld zugeordnet. Dabei kann eine
Straftat mehreren Themenfeldern zugleich zugeordnet werden. Aufgrund weiterer
Erkenntnisse zur Tat und zum Téter erfolgt anschliefend eine phdnomenologische
Zuordnung zum Phinomenbereich der PMK -rechts-, PMK -links-, PMK -aus-
landische Ideologie-, PMK -religiose Ideologie- oder PMK -sonstige Zuordnung-.
So kann im Einzelfall auch das Aufspriihen eines Hakenkreuzes als politisch mo-
tivierte Tat je nach Bewertung in jedem Phiénomenbereich erfasst werden.

Im Ubrigen werden dem Phiinomenbereich der PMK -rechts- Straftaten zugeord-
net, wenn in Wiirdigung der Umsténde der Tat und/oder der Einstellung der T&-
terschaft Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass sie nach verstdndiger Betrachtung
einer ,;rechten” Orientierung zuzurechnen sind. Der wesentliche Kerngedanke
hierfiir ist die Annahme einer Ungleichheit beziehungsweise Ungleichwertigkeit
der Menschen, aus der eine Herabsetzung resultiert. Dabei geht es vor allem um
die ideologische Einstellung und Motivation der Téterin oder des Téters. Die Na-
tionalitdt der Opfer sowie der Téterinnen und Téter spielen keine Rolle.

10. inwiefern sich das Land auf eine Aufnahme von Kriegsfliichtlingen und Asyl-
bewerbern aus dem Gaza-Streifen einstellt, insbesondere wie die Landesre-
gierung sicherstellt, dass es sich dabei nicht um fliichtige Hamas-Anhdnger,
Hamas-Kdmpfer oder Beteiligte an den Massakern in israelischen Siedlungen
handelt;

Zu 10.:

Dem Ministerium der Justiz und fiir Migration Baden-Wiirttemberg ist nicht be-
kannt, ob seitens des Bundes die Aufnahme von Personen aus dem Gaza-Streifen
im Rahmen von humanitdren Aufnahmen geplant ist.

Bei der im Rahmen der Registrierung durchgefiihrten ID-Behandlung werden
sicherheitsrelevante Datenbanken abgepriift, wie zum Beispiel das Européische
Visainformationssystem, Eurodac und das Asylkonsultationsverfahren. Im An-
schluss erfolgen von Seiten des Bundesamts fiir Migration und Fliichtlinge im
Rahmen des Identitdtsmanagements ergidnzende Mallnahmen zur Identitétsprii-
fung, wie etwa Sprachbiometrie, Namenstranskription und Datentragerauswer-
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tung. Die vorgelegten Identitédtsdokumente werden in Zweifelsféllen im Rahmen
einer physikalisch-technischen Untersuchung auf ihre Echtheit untersucht.

Personen, die in der Fliichtlingserstauthahme des Landes als Schutzsuchende vor-
stellig werden und ihrer Passpflicht nicht geniigen und auch auf sonstige Art ihre
Identitdt nicht nachweisen konnen, werden bei der Ankunft im Ankunftszentrum
Heidelberg mit ihrem Gepéck mit dem Ziel der Identitétskldrung durchsucht.

11. welche Mafsnahmen sie ganz konkret zu ergreifen gedenkt, um ,,solche Paral-
lelgesellschaften *, wie sie Herr Manuel Hagel MdL in der Parlamentsdebatte
am 11. Oktober 2023 erwdhnt hat, nicht ldnger zu dulden;

12. ob und aufgrund welcher Tatsachen sie der Meinung ist — ggf. warum nicht —,
dass in den vergangenen Jahren vor Parallelgesellschaften dieser Art gewarnt
und ein Vorgehen gegen diese gefordert wurde;

13. wenn Ziffer 12 bejaht wird, von wem ggf. gewarnt worden ist.
Zu 11.bis 13.:

Zu den Ziffern 11 bis 13 wird aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam
Stellung genommen.

Die Forderung von demokratischen Grundhaltungen bildet eine zentrale Vor-
aussetzung fiir gesellschaftlichen Zusammenhalt und wirkt der Entstehung von
Parallelgesellschaften entgegen. Deshalb stirkt das Ministerium fiir Kultus, Ju-
gend und Sport die Demokratiebildung an den Schulen in Baden-Wiirttemberg.
Seit dem Schuljahr 2019/2020 verfiigen Lehrkrifte und Schulleitungen mit dem
Leitfaden Demokratiebildung {iber ein stimmiges Konzept und eine verldssliche
Orientierungshilfe fiir ihre Aufgaben in diesem Themenfeld. Der Leitfaden richtet
sich an Schiilerinnen und Schiiler aller Schularten und aller Klassenstufen und
ist sowohl an den allgemein bildenden als auch an den beruflichen Schulen ver-
bindlich umzusetzen. Die Forderung demokratischer Grundhaltungen und Werte
wird darin nicht als Aufgabe eines einzelnen Fachs beschrieben, sondern aus einer
ganzheitlichen Perspektive fiir den Unterricht in allen Fichern und fiir die Schul-
kultur insgesamt betrachtet. Mit dem Schuljahr 2023/2024 wird das bestehende
Unterstiitzungssystem zur Implementierung des Leitfadens durch einen Zertifi-
katskurs Demokratiebildung erweitert. Auf dieses Weise entsteht ein abgestimm-
tes und umfangreiches Fortbildungsangebot, aus dem Lehrkréfte flexibel und be-
darfsorientiert auswahlen kénnen.

Die Mallnahmen der Landesregierung im Bereich der Demokratieférderung und
Extremismusprévention zielen darauf, eine demokratische und vielfdltige Ge-
sellschaft zu férdern, die von gegenseitigem Respekt und der Achtung der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung getragen ist. Hierzu zdhlt auch, iiber
extremistische Haltungen und Bestrebungen, die mit den Grundsitzen der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung nicht vereinbar sind, aufzukldren und
ihnen entgegenzutreten. Dies gilt unabhéngig davon, welcher sozialen Gruppe
oder weltanschaulichen bzw. politischen Ausrichtung die extremistischen Haltun-
gen zuzuordnen sind.

Um auf lokaler Ebene die Integration ganzheitlich zu unterstiitzen, fordert das
Land iiber die ,,VwV Integrationsbeauftragte™ derzeit rund 180 Stellenanteile von
Integrationsbeauftragten vor Ort. Den Integrationsbeauftragten obliegt die sys-
tematische Planung, gezielte Steuerung und Koordination der Integrationsarbeit
auf kommunaler Ebene in Kooperation mit allen in der Kommune relevanten
Akteuren. Sie fungieren dabei als zentrale Anlauf-, Beratungs- und Koordinie-
rungsstelle fiir institutionelle Akteure und forcieren den Aufbau und die Weiter-
entwicklung eines Integrationsnetzwerks vor Ort. Neben der Entwicklung und
Fortfiihrung eines kommunalen Integrationsplans oder -konzepts, gehort die For-
derung der interkulturellen Offnung der Verwaltung und Regeldienste sowie die
Information der zustédndigen Gremien zu ihren Aufgaben.
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Im Sinne einer gesamtstaatlichen Verantwortung fiir die Versorgung und Integra-
tion von Gefliichteten hat das Land vor dem Hintergrund des hohen Zugangs an
Gefliichteten mit den Kommunalen Landesverbénden 2017 den Pakt fiir Integra-
tion geschlossen. Im Rahmen des Pakts unterstiitzt das Land die Kommunen da-
bei, die Herausforderung der Integration vor Ort zu bewiltigen. Zentrales Element
des Pakts ist das Integrationsmanagement als flichendeckendes Beratungsangebot
fiir Gefliichtete und temporir fiir Vertriebene aus der Ukraine. Ziel des Integra-
tionsmanagements ist es, Gefliichtete in der Anschlussunterbringung durch eine
individuelle soziale Beratung bei deren Integration zu unterstiitzen und eine friih-
zeitige, nachhaltige und selbstindige Orientierung und gesellschaftliche Teilhabe
zu ermdglichen. Derzeit leisten rund 1 200 Integrationsmanagerinnen und -mana-
ger, die liber 850 Vollzeitdquivalente besetzen, in den baden-wiirttembergischen
Gemeinden, Stddten und Landkreisen eine unverzichtbare Arbeit.

Fiir die Jahre 2022 bis 2024 stockt das Land die Mittel fiir den Pakt fiir Integra-
tion tempordr auf (16 Mio. EUR 2023/2024 p. a.), um die Kommunen aufgrund
der anhaltend hohen Zugangszahlen von Gefliichteten und Vertriebenen aus der
Ukraine bei der Integration zu unterstiitzen.

Junge minnliche Gefliichtete werden hiufig in Problemkontexten wahrgenom-
men. Das Land fordert mit 400 Tsd. Euro p. a. seit 2020 ein Streetworker-Projekt
(,,ménnlich.jung.gefliichtet™) fiir die spezifische Zielgruppe der jungen ménnli-
chen Gefliichteten, die ausgeldst durch eine Vielzahl an Herausforderungen und
oft auch psychosozialen Belastungen Schwierigkeiten bei der gesellschaftlichen
Teilhabe haben und auffélliges Verhalten zeigen. Der Projekttrdger Diakonisches
Werk der evangelischen Kirche in Wiirttemberg e. V. hat seither an bis zu sechs
Standorten erfolgreich modellhafte Ansitze zur fachlichen Weiterentwicklung der
Jugendsozialarbeit entwickelt.

Bereits jetzt wird gefliichteten Auslédndern, die in Baden-Wiirttemberg in einer
Erstaufnahmeeinrichtung des Landes oder im Rahmen der vorldufigen oder An-
schlussunterbringung auf kommunaler Ebene untergebracht sind, ein sogenann-
ter ,,Rechtsstaatsunterricht” angeboten. Dabei spielt es keine Rolle, ob eine gute
Bleibeperspektive besteht oder ob mit einer zeitnahen Aufenthaltsbeendigung zu
rechnen ist.

Das Angebot trigt die Bezeichnung ,,Richtig. Ankommen. Rechtsstaatsunterricht
fiir Fliichtlinge™. Der Unterricht, der von einem Dolmetscher begleitet wird, ist
auf drei Zeitstunden (vier Unterrichtseinheiten a 45 Minuten) konzipiert. Unter-
richtsthemen sind unter anderem die Staatsorganisation (Aufbau und Zusténdig-
keiten des Bundes und der Lander), die Gewaltenteilung, das Demokratieprinzip,
das Gewaltmonopol des Staates und die Grundrechte (insbesondere die Wiirde
des Menschen, der Gleichheitsgrundsatz sowie die Religions- und Meinungsfrei-
heit).

Uberdies bietet das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF) einen Kurs
,Erstorientierung und Deutsch lernen fiir Asylbewerberinnen und Asylbewerber*
(sog. EOK-Kurs) an. Dieser Kurs soll Asylbewerber wihrend der Zeit vom Ein-
tritt in das neue Land bis zur Entscheidung iiber ihren Asylantrag unterstiitzen.

Das LfV beobachtet im Rahmen des gesetzlichen Auftrags ausschlieBlich Be-
strebungen, die sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung richten,
auswirtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefahrden oder gegen den
Gedanken der Volkerverstindigung gerichtet sind. Hierzu werden Politik, Ver-
waltung und Offentlichkeit vom LfV entsprechend dem gesetzlichen Auftrag kon-
tinuierlich unterrichtet — insbesondere im Rahmen des jéhrlichen Verfassungs-
schutzberichts.

Strobl

Minister des Inneren,
fiir Digitalisierung und Kommunen

10



	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 / 5567
	13.10.2023
	Antrag
	des Abg. Daniel Lindenschmid u. a. AfD
	und
	Stellungnahme
	des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen
	Verherrlichung des Terrors der Hamas – wie konsequent  greift die Politik jenseits der Worte tatsächlich durch?


